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B e an t WO r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten Mag.Haupt, Dolinschek, 
Dr.Pumberger, Haller an den Bundesminister für' 
Arbeit un6Soziales bet~effend Psychotherapie 

auf Krankenschein (Nr.828/J), 

KU IJ 

Zu den aus der beiliegenden Ablichtung dergegen~tändlichen 

Anfrage ersichtlichen Fragen führe ich folgendes aus: 

Zu Frage·1: 

Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungs~ 

träger hat mit derStandesvertretung der Psychotherapeuten Ver­

handlungen über den Abschluß eines Gesamtvertrages geführt. Eirt 

Ergebnis konnte hiebei bisher jedoch nicht erzielt werden. Nachdem 

sich die Fronten zwischen den Vertretern der Psychotherapeuten und 

jenen der gesetzlichen Sozialversicherung.zunächstverhärtet 

hatten, scheint seit kurzem wiederlJm 'ernsthafte Verhandlungsbe-

reitschaft zu bestehen. Di~szeigt auch das Zustandekommen einer 

Vereinbarung zwischen den genannten.Parteien über die praktische 

Durchführung der von den Krankenversicherungsträgern geforderten 

Dokumentation des Psychotherapieverlaufes durch die Psychothera­

peuten zur Beurteiluhg der Notwendigkeit der psychotherapeutischen 

Behandlung im Verfahren zur; Kostenerstattung . Die Gründe dafür, 

daß der Abschluß eines Gesamtvertrages über Leistungen der Psycho­

therapeutenbisher noch nicht zustandegekommen ist, liegen augen­

scheinlich in erster Linie in den bisher im Hinblick auf die 
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,',' finanzielle', Leistungsfähigkeit der Krankenversicherungsträger zu 
" , 

hohen Honorarforderungen der Vertreter der Psychotherapeuten. 

zu Frage ",2: 

Zu die$erFrage darf ,ich ,auf di~,Ausführungen meities Amt~vor­

gängers, Bundesminister Hesoun, zum sozialversicherungsrechtlichen 

Vertragsrecht in der Beantwortung der parlamentarisChen Anfrage 
, 

der Abgeordneten Renoldner,Fretinde und Freundinnen ,an den Bundes-

minisfer für Arbeit und Soziales, betreffend Gesamtvertrag für 

Psychotherapeuten, (Nr.6308/J) Vom 4.5.1994 - insbesondere auf die 

Feststellungen zur Frage 3 - verweisen. Eine Kopie der gemannten 

Anfragebeant~örtung lege ich zur Informatidn bei. 

Zu Frage 3: 

Wie sich aus der Beantwortung der Frage 2 ergibt, kommt, mi,r 

auf den Inhalt der zwischen den Sozialversicherungsträgern {d~m 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger) und 

ihren (potentiellen) Vertragspartnern geführten Vertragsverhand­

lungen, auf den Zeitpunkt eines Vertragsabschlusses, ja selbst 
, , 

darauf, daß tatsächlich ein Vertrag abgesc~lossen wird, ,eine be-

stimmende Einflußnahme nicht zU. Ich w~rde zwar wie auch mein 

Amtsvorgänger die, weitereEnt~icklun~in dieser Angelegenheit mit 

Interesse beobachten und versuchen, auf informeller Ebene auf 

einen raschen Vertragsabschluß hinzuwirken. Allerdings wäre es un­

verantwortlich, den Abschluß eines Gesamtvertrages zu befürworten, 

dessen von den Psychotherapeuten gestellte ,Bedingungen von den 

Krankenversicherungsträgern finanziell nicht zu verkraften sind. 

Somit wird es von beiden Ve~handlungsparteienabhängen, ob und, ge­

gebenenfalls wann eine Vereinbarung ~rzielt werden kann. Eine 

diesbezüglidhePrognose ist rnirdahernicht möglich. 

Der Bu~nister: 
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. Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher in diesem Zusammenhang an den 
Bundesminister für Arbeitund Soziales nachstehende· . 

Anfrage 

. . . 

1. Aus welchen Gründen gibt es bei der Umsetzung der Psychotherapie auf Kranken-
schein solche Probleme? 

2~Was gedenken Sie zu tun, um diese Probleme zu beseitigen? 

3. Wann wird es die Psychotherapie auf Krankenschein für alle Psychotherapie-
. Patienten tatsächlich geben? . 

. . 
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. REPUBLIK öSTERREICH·' 
Bundesrninisterium 

für Arbeit und Soziales 

Zl.21.891/46-5/94 

BEILAGE 

1010 Wien, den 4. Ma i 1994 
Stubenring 1 
DVR: 0017001 
Telefon: (0222) 711 00 

Telex 111145 oder 111780 
Telefax 7137995 oder 7139311 
P.~.K.Kto.Nr.:05070.004 

. Auskunft: 

Klappe: --

B e a n tw 0 r tu n9 

der Anfrage der Abgeordneten Renoldner, Freunde und 
Freundinnen an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 
betreffend Gesamtvertr~g für Psychother~peuten (Nt.6308/J) 

. . 

Zu den aus' der beiliegenden Ablichtung der gegenständlichen 

Anfrage ersichtlichen Fragen führe ich folgendes aus: 

Zu Frage 1: 

. . . 

, Der Hauptverbandder österreichischen Sozialversicherungs-

trägerhat mit der Standesvertretungder Psychotherapeutenve~~~ . . . 

handlungen über den Abschluß eine~ Gesamtvertrages geführt. Ein 

Ergebnis konnt~ hiebei jedoch nicht erzielt werden. Der Hauptver­

band ist aber seiner Mitteilung zufolge auch weiterhin zu Ge­

sprächen mit dem Osterreichischen Bundesverband für Psychotherapie 

bereit. Es liegt in der Natur von Vert~agsverhandlungen, daß, w~nn 
. ". 

~ie Vorstellungen der potentiellen Vertragspartner über den Ver-

tragsinhalt allzu unterschiedlich sind, ein Vertragsabschluß tiicht 
zustande kommt. Ich halte es ebenso wie der Hauptverbandfürver-

fehlt,in diesem Umstand eine Diskriminierung der nichtärzilichen 

Psychotherapeuten ~~g~nü~er de~ Ärzten ztisehen~ Die Frage der . . .'. . . 
Änderurig dei gegenwärtigen Situatioh ~tellt sich mir daher nicht. 
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Zu Frage 2: 

Das Setze~ von Maßnahmen zurGleic~stellungzwischen den Psy­

chotherapeuten nach dem Psychotherapiegesetz und den "von der 

Ärztekammer anerkannten Psychotherapeuten ll 
- gemeint sind hiermit 

wohl jene Arzte, ·die.die von der österreichischen Ärztekammer an-

··gebotene Modul-III-Ausbildung absolviert haben und die Leistung 

"psychotherapeutische MedizinIl erbringen - sowie insbesondere die 

Beurteilung der Frage, inwieweit eine Gleichstellung zwischen den 

. genannten Berufsgruppen.überhaupt erforderlich und zweckmäßig er­

scheint, fällt in den Aufgabenbereich der Bundesministerin für Ge­

sundheit,· Sport un~ Konsumentenschutz. 

Zu Fraae 3: 

Ich möchte in die~em~Zusam~enhang darauf aufmerksamma~hen, 
·daß sowohl der Hauptverbandd~rösterreichischenSozialversiche­

rungsträger als. auch die Krankenversicherungsträ;er keine Behörden 

der allgemeinen staatlichen Verwaltung, sondern Körperschaften 

öffentlichen· Rechtes. mit eigener Rechtspersönlichkeitsind, deren 

Geschäftsführung durch autonome Verwaltungskörper wahizunehmen 

ist. Auf diese eigenverantwortliche Geschäftsführung, in deren 

Rahmen auch der Abschluß der vorhin erwähnten privatrechtlichen 

Verträge fällt, kann ich als Bundesminister für Arbeit und 

Soziales daher innerhalb meines gesetzlich festgelegten'Aufgaben­

bereiches lediglich n~ch Maßgabe der Bestimmungen des Abschnit~ 

tes VI des Achten Teiles des ASVG über die Aufsicht des Bundes 
Einfluß nehmen. 

Diese Festlegung d~s Umfanges des Aufsichtsrechtes hat zur 

Folge, daß ein Eing~eife~ der Aufsichtsbehörde in das Recht de~ 

Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger und 

d~r Ve~siche~un~sträger, Gesamtverträge,~nd damit auch Honorarver~ 

einbarungen unter:, Bedacht'nahme auf den § 342 Abs'.2 dr i t ter Satz 

A·SVG nach Möglichkeit ihren Interessenlagen . gemäß und damit aus 
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ihrer· Sicht zweckmäßig zu g~stalten, gesetzlich nicht gedeckt 

wäre. Es ist mir daher nicht möglich, im Rahmen der Aufsicht des 

Bundes den Hauptverband der. österreichischen Sozialversicherungs­

träger zu einer inhaltlich bestimmten Vorgangsweise beim Abschluß 

eines Gesamtvertrages zu verhalten. 

.per inister: 
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_ ... 

n-12Stfder 'Rr\1'\:'f'q 11.\ den ~teno~pntscll~~P"otolc_~~~ 
des Nationalrates XVlll. Gesetzgeb:ungsperiodc 

Nr. 6308'J 
' ... 1994 -{& 17 ANFRAGE 

des Abgeordneten Renoldner,. Freunde und Freundinnen. 
. . 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

. betreffend Gesamtvertrag für Psychotherapeuten 

. . 

Bereits 1990 'wurde mit der Beschlußfassung des Psychotherapiegesetzes 
der Grundstein für Psychotherapie auf Krankenschein gelegt. 

. Bis heute gibt es aber keinen Gesamtvertragzwischen dem Hauptverb8nd 
der Sozialversicherungsträger und den Psychoth~rapeuten. 
Es besteht" derzeit die Situation, daß verschiedene Krankenkassen (BVA, 
VA, SVA und BaLJernKK) mit ärztlichen Psychotherapeuten Verträge 
abgeschlossen haben, daß aber die Patienten der nichtärztlichen 
Psychotherapeuten weiterhin nur einen Bruchteil ihrer Behandlungskosten 
erstetztbekommen. 

. '. 

'Die unterfe,rtigten Abgeordneten stellen daher folgende' 

ANFRAGE 

1) •. Die oben geschilderte. Situation stellt eine Diskriminierung der nicht­
ärztlichen Psychotherapeuten gegenüber den Ärzten mit 
psychother~peutischer Weiterbildung dar. . 
Wie wollen Sie eine Änderung dieser Situation ~rreichen? 

. . 
2) Mit welchen Schritten wolfen Sie eine Gleichstellung zwischen den 

3) 

Psychotherapeuten nach dem Psychotherapiegesetz und den von der 
Ärztekammer anerkannten Psychotherapeuten herbeiführen? 

", " 

Welche Schritte werden Sie unternehmen, damit in absehbarer Zeit . 
ein Gesamtvertrag zwischen Psychotherapeuten und Hauptverband 
zustandekommt, der sowohl für Patienten, Therapeuten und 
Kr,ankenversicherunge.n akze.pt~bel ist? . 
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